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Dieses neue V erfahren wird unter anderem auch 
auf einigen Teilstücken im W adi-Natroun ausprobiert. 
Leider ist es noch zu früh, um schon endgültige Zah­
len über die Kosten dieser neuen W üstenkultivierung 
sowie der dadurch ermöglichten modernen Bewirt­
schaftung angeben zu können. Sie werden aber be- 
träditlich unter den bisherigen liegen.

So ist es Ägypten bereits gelungen, die Kultivierung 
von Neuland in  bisher nicht gekannter Intensität vor­
anzutreiben. Entscheidend dabei ist, daß die Kosten 
sich in  tragbaren Grenzen halten. Dadurch sollte 
eine Verzinsung der Investitionen in  der Regel aus 
den Reinerträgen möglich sein. In der Provinz Tahrir 
z. B. "rechnet man damit, daß der Reinertrag nach 
einer Kultivierung von 100 000 ha ausreichen wird, um 
damit w eitere 100 000 ha zu erschließen. Das bedeutet 
eine volle Selbstfinanzierung ohne staatliche Zu­

schüsse, ja  selbst ohne Inanspruchnahme staatlidier 
Darlehen. W enn das erw ähnte neue Wüstenbereg- 
nungs-Verfahren (anstelle der bisher gebräuch­
lichen Bewässerungs-Methoden) sich bewährt, so dürf­
ten sich die Reinertragsverhältnisse dadurch noch 
w eiter erheblich verbessern. Nach den oben be­
schriebenen Plänen werden 1977 voraussichtlich fol­
gende landwirtschaftliche Nutzflächen zur Verfügung 
stehen (in Mill. ha):
G egenw ärtige N utzflädie (1955) _____     2,50
Zuwachs lau t obiger Übersicht ........................................   1,35
Ind irek ter Zuwachs durch höhere  H ek tarerträge  ............  0,25
Insgesam t ............................................    4,10

Manchem mag dieses Ergebnis angesichts des erfor­
derlichen ungeheuren Aufwands als mager erscheinen; 
für den Kenner ist es aber außerordentlich günstig, 
denn die neue Regierung hatte  ein  böses Erbe an­
getreten, insofern als die Ernährung der rasch wach­
senden Bevölkerung sich zu einem Problem erster 
Ordnung entwickelt hatte.

Politik und Wirtschaft in Argentinien seit dem Sturz Ferons
F. 0.,Ehlert, Buenos Aires

F ast ein Jah r ist seit dem Sturz Perons vergangen. 
Die Hoffnungen der argentinischen W irtschaft auf 

eine rasche innenpolitische Befriedung und die Schaf­
fung stabiler Verhältnisse auf einer demokratischen 
Basis haben sich bislang nur zum Teil erfüllt. Ruhe 
und Ordnung, die wichtigsten V oraussetzungen für 
eine normale wirtschaftliche Entwicklung, w urden von 
Zeit zu Zeit immer wieder durch Aufstandsversuche 
und andere Krisenerscheinungen gestört.
Der letzte peronistische Putsch vom 9. Jun i m it der 
vorangegangenen M inisterialreform wirft ein bezeich­
nendes Licht auf die Schwierigkeiten, mit denen die 
zweite Revolutionsregierung unter General Aramburu 
auf innenpolitischem Gebiet zu kämpfen hat. Unter 
dem Einfluß der M arine und des jungen Offiziers^ 
korps hat die Regierung der „Entperonisierung" viel­
leicht etwas zu viel Bedeutung beigemessen und dabei 
den Revanchegedanken zu sehr in  den Vordergrund 
gestellt. N eutrale Beobachter sind der Auffassung, daß 
die Parole der ersten Revolutionsregierung unter 
Lonardi: „W eder Sieger noch Besiegte" dem Lande 
wahrscheinlich dienlicher gewesen wäre. So steht die 
Masse der ehemaligen Peronisten — vor allem die 
Arbeiterschaft — bisher der neuen Regierung noch 
immer gleich ablehnend und unversöhnlich gegenüber 
wie am Tage der Revolution. Die „Säuberungsaktio­
nen" sind häufig weit über ihr Ziel hinausgeschossen 
und haben die Verwaltung vieler Fachleute be­
raubt, an denen sie ohnehin keinen Überfluß hatte. 
Die Zahl der Regierungsgegner wurde dadurch nur 
unnütz erhöht. Der Sturz Lonardis hat auch die 
Nationalisten und den größten Teil der Katholiken, 
die maßgeblich an der Septem berrevolution beteiligt 
waren, in die Opposition getrieben. Die Kräfte, auf 
die sich die heutige provisorische Regierung stützt —

M ilitär und die Anhänger der ^Iten  demokratischen 
Parteien — dürften also bis heute praktisch noch eine 
M inderheit im Lande darstellen.
Das Tragische an dieser Entwicklung ist jedoch, daß 
innerhalb dieser Kräfte selbst keine einheitlichen 
Auffassungen über die zukünftige Politik und die 
Dem okratisierung des Landes bestehen. Bei den alten 
Parteien hat sich die traditionelle Kluft zwischen 
Liberalen und K onservativen (bzw. Katholiken) w ie­
der aufgetan, w ährend die W ehrm achtsteile durch 
doktrinäre Divergenzen und persönliche Rivalitäten 
gespalten sind. Im Heer, das früher in  schwierigen 
politischen Lagen stets den Ausschlag gab, bestehen 
heute m ehrere Strömungen. Außerdem herrscht hier 
starke Unzufriedenheit über die Vormachtstellung, die 
die M arine unter Führung des energischen V izepräsi­
denten Konteradmiral Isaac Rojas seit ihrem  ent­
scheidenden Eingreifen in  die Revolution heute auch 
auf politischem Gebiet einnimmt.
H ier liegen also Konfliktstoffe verborgen, die der 
Existenz der heutigen Regierung trotz ihres' energi­
schen Durchgreifens bei der Niederschlagung des 
jüngsten peronistischen Putsches auch in Zukunft ge­
fährlich werden können. N ur so erk lärt es sich, daß 
die provisorische Regierung trotz allen guten W illens 
bislang w eder auf politischem noch auf wirtschaft­
lichem Gebiet einen sehr einheitlichen Kurs einschla- 
gen konnte und daß die erste Bilanz ihrer A ktivität 
noch nicht allzuviel Positives aufweist.
Die Situation, die die Revolutionsregierung als Folge 
der peronistischen Lenkungspolitik vorfand, war aller­
dings ganz besonders schwierig. Ihre hervorstechend­
sten M erkmale waren: die ungeheure Staatsschuld, 
die im Inland 70 Mrd. Pesos und gegenüber dem 
A usland 757 Mill. $ erreichte, der katastrophale Rück­
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g a n g  der Gold- und Devisenreserven, das Absinken 
d e r  Exportkapazität des Landes durdi die jahrelange 
V ernadilässigung der Landwirtsdiaft und die starke 
Bevölkerungszunahme, das riesige Defizit auf dem 
V erkehrssektor, der Engpaß in  der Energieversorgung 
u n d  eine fortsdireitende Entkapitalisierurig als Folge 
d e r  Inflation.
D er Geldumlauf pro Kopf der Bevölkerung stieg wäh­
re n d  der peronistisdien Zeit um rd. 500 “/o, w ährend die 
Produktion pro Kopf sidi in  der gleidien Periode nadi 
den  Beredinungen des Prebisdi-Beridites nur um rund 
3,5“/o erhöhte. Die Landwirtsdiaft, das V erkehrsw esen 
und  die Energieversorgung haben in ihrer Entwidc- 
lung  mit dem künstlidi forcierten Aufsdiwung der In­
dustrie  nidit Sdiritt gehalten.

NEUE WIRTSCHAFTSPOLITIK
A rgentinien m adit daher zur Zeit eine der sdiw ersten 
W adistum skrisen seiner Geschidite durch. Die Dia­
gnose des bekannten südam erikanisdien W irtsdiafts- 
sachverständigen Professor Dr. Raúl Prebisch, des 
D irektors der Wirtschafts- und Sozialkommission der 
UNO (CEPAL), den die erste Revolutionsregierung mit 
der Ausarbeitung eines W irtschaftsberichtes beauf­
trag t hatte, läßt die vorerw ähnten K rankheiten der 
argentinischen W irtschaft eindeutig erkennen. Seine 
beiden Beridite „Plan zur W iederherstellung der 
W irtschaft“ und „Gesunde W ährung“ enthalten aber 
aud i die Empfehlungen des „behandelnden Arztes", 
d ie trotz aller Kritiken mit einigen Einschränkungen 
und  Abwandlungen und trotz der inzwischen erfolg­
ten  Umbesetzungen in  den Fadim inisterien auch heute 
noch die Grundlage der argentinisdien W irtsdiafts­
politik bilden; Stabilisierung der W ährung nach der 
inzwisdien erfolgten Abw ertung und Absdiaffung der 
gekünstelten m ultiplen W ediselkurse, Bekämpfung 
der Inflation und Gesundung der Staatsfinanzen. An 
zweiter Stelle muß wohl die angestrebte Steigerung 
d er landwirtsdiaftlichen Produktion im Hinblick auf 
die Erhöhung der Exportübersdiüsse und die Ver­
besserung der Zahlungsbilanz genannt werden. Ein- 
sdiränkungen, Arbeit und Opfer sind andere For­
derungen, die ein w eniger positives Edio im Lande 
gefunden haben. Lohnerhöhungen sollen nur zugelas­
sen werden, wenn sie durdi Produktionssteigerungen 
aufgewogen oder aus den Unternehmergewinnen ohne 
Rückwirkungen auf die Preisbildung aufgefangen 
werden können. Sdirittw eise Liberalisierung des Han­
dels, Rüdikehr zum m ultilateralen W arenaustausch 
und  Vorbereitung der K onvertibilität der W ährungen 
waren andere Empfehlungen des Plans. Die Forderung 
nach Auslandskrediten und einer M itarbeit des Aus­
lands bei einer normalen Fortführung der Industriali­

sierung, der Norm alisierung des Verkehrswesens und 
der Steigerung der Energieerzeugung wird zu wieder­
holten M alen in  diesen Berichten erhoben. Die Rück­
kehr zu einer normal funktionierenden M arktwirt- 
sdiaft, bei der der Staat sidi w ie in den großen libe­
ralisierten europäisdien Ländern als Lenkungsorgan 
nur der klassischen M ittel der Steuerpolitik, der Geld­
politik in ihrer doppelten Funktion als Devisen- und 
Kreditpolitik, der Zölle und der Investitionen bedient, 
müsse das Endziel der argentinischen W irtsdiafts­
politik sein.
W as ist nun in  den vergangenen M onaten von diesen 
Empfehlungen, die sowohl von der ersten als audi 
von der zweiten Revolutionsregierung als Grundlage 
der argentinischen W irtschaftspolitik anerkannt und 
proklam iert wurden, in  der Praxis verwirklicht 
worden?
Bei der Beantwortung dieser Frage muß voraus­
geschickt werden, daß sich infolge der eingangs 
erwähnten innenpolitischen Spannungen und der ver­
schiedenen „Säuberungsaktionen" in  der Verwaltung 
erwartungsgemäß auch für die Durdiführung des 
W irtschaftsprogramms große Schwierigkeiten ergaben. 
Die effektive A rbeit hat bislang im allgemeinen nur 
verhältnism äßig geringe Fortschritte erzielt, zumal 
auch der Prebisdi-Bericht innerhalb der hinter der 
Regierung stehenden Kräfte aus doktrinären oder 
wahltaktischen Gründen sdiarfer Kritik unterzogen 
wurde. Seine praktische Durdiführung ist daher in­
zwisdien in vielen Punkten stark  verw ässert worden.

AUSSENHANDELSPROBLEME 
Der erste w irklidi beachtliche Erfolg der neuen Politik 
muß zweifellos in  dem im Juni abgesdilossenen 
Pariser Abkommen mit zehn europäischen Ländern 
(vorläufig noch ohne die Bundesrepublik) ü b e r . die 
Einführung des m ultilateralen Handels- und Zahlungs­
verkehrs und die Konsolidierung der argentinischen 
Handelsschulden (etwa 350 Mill. $) gesehen werden. 
Die Ausführungsbestimmungen für die Umstellung des 
Handels, die am 2. Ju li grundsätzlidi in  Kraft traten, 
sind inzwischen erlassen worden. Dieses Abkommen 
ist bei der augenblicklidien Lage der argentinisdien 
W irtschaft in  doppelter H insidit von größter Bedeu­
tung: Bei dem inzwisdien w eiter verschärften Devisen­
mangel und dem riesigen Einfuhrbedarf des Landes 
stellt die Schuldenkonsolidierung gegenüber diesen 
zehn Ländern eine erste und w esentlidie Entspannung 
der Zahlungsbilanz-Situation dar, und sie w ird durch 
die Konzession der betreffenden Länder über die 
Bezahlung ihrer Exportwaren, die nicht mehr wie bis­
her gegen A kkreditiv bei Versdiiffung, sondern erst 
nach ihrer Abfertigung in Buenos Aires, spätestens

ICOMMERZ- UND DISCONTQ-BANK
A K T I E N G E S E L L S C H A F T
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E I G E N E . V E R T R E T U N G E N  I N A M S T E R D A M ,  M A D R I D  U N D  R I O  D E  J A N E I P O  

B e r a t u n g  in a l l en  G e l d -  u n d  V e r m ö g e n s a n g e l e g e n h e i t e n

1956/V III 459



aber 90 Tage nach der Verschiffung erfolgen soll, eine 
w eitere Entspannung erfahren. Die Finanzmission, die 
inzwischen nach Europa abgereist ist, um mit jedem 
der zehn Länder über die Einzelheiten des Haridels- 
und Zahlungsverkehrs zu verhandeln, hat den Auftrag 
erhalten, sich noch um w eitere Überbrückungskredite 
zu bemühen. Auch die Möglichkeit, daß Argentinien 
in Zukunft seine europäischen Käufe in  dem Lande 
des „Pools" bew erkstelligen kann, das ihm die gün­
stigsten Preise und Zahlungsbedingungen bietet, ohne 
an bilaterale Abmachungen gebunden zu sein, ist so­
wohl für die Zahlungsbilanz als auch für die interne 
Preisbildung von Bedeutung.
Die im Prebisdi-Plan vorgesehene Förderung der 
Landwirtschaft, die durch höhere Preise wieder in 
ihrer Produktionskraft gestärkt werden soll, hat be­
greiflicherweise in Kreisen der Erzeuger ein freudiges 
Edio gefunden. Die ersten praktischen Maßnahmen 
haben sich jedoch bei der letzten Ernte noch nicht voll 
auswirken können und daher nur auf einigen wenigen 
Gebieten zu Erzeugungssteigerungen und damit zur 
Erhöhung der Exportüberschüsse (z. B. für Mais und 
Sonnenblumen) führen können. Mit weiteren w esent­
lichen Steigerungen dürfte daher erst bei der nächsten 
Ernte zu rechnen sein, wenn diese unter normalen 
W itterungsverhältnissen eingebracht werden kann.

DOLLARKREDITE
Nach der Vergeudung der großen Deviseiireserven 
während der peronistisdien Zeit sind, w ie Prebisdi zu 
w iederholten Malen betonte, die A uslandskredite für 
die Norm alisierung der Zahlungsbilanz und die Durch­
führung der Investitionspläne von entscheidender 
Bedeutung. Ein Scheitern dieser Pläne würde zwangs­
läufig eine wesentliche Reduzierung des heutigen 
Lebensstandards der argentinischen Bevölkerung zur 
Folge haben. Der größte potentielle Kreditgeber kann 
bei der heutigen Lage der W eltwirtschaft nur die USA 
sein. Der Vorbereitung solcher Kredite sollen offen­
bar auch der inzwischen erfolgte Beitritt A rgen­
tiniens zum W eltwährungsfonds sowie die von Buenos 
Aires angestfebte Annäherung an W ashington dienen. 
Eine zweite Finanzmission befindet sich daher seit 
Ende Juni in W ashington, um mit den amtlichen und 
privaten Finanzkreisen entsprechende K reditverhand­
lungen zu führen.
Der gesamte Kreditbedarf des Landes wurde ursprüng­
lich auf einen M indestbetrag von 1,2 Mrd. $ geschätzt. 
Inzwischen wird jedoch bereits ein Betrag von 2 Mrd. $ 
genannt. Der Sofortbedarf an nordamerikanischen 
Krediten wird auf 300—400 Mill. $ beziffert. Nachdem 
sich das nordamerikaniscfae Privatkapital unter dem 
Einfluß der bisherigen innenpolitischen Entwicklung 
in Argentinien und der psychologischen Rückwir­
kungen der argentinischen Vermögenssperre, von der 
auch vier nordamerikanische Firmen betroffen sind, 
noch sehr zurückhaltend und abwartend gezeigt hat, 
wird bezweifelt, daß diese Kreditverhandlungen 
bereits in kurzer Zeit zu dem gewünschten Erfolg 
führen können. Auch die einen Tag vor der Abreise 
der Finanzmission erfolgte Aufhebung der Vef- 
mögenssperre für die erste dieser v ier nordam erika­
nischen Firmen — „Indüstrias Kaiser Argentina" —

wird in internationalen Kreisen noch nicht als aus­
reichend für eine wesentliche Besserung des „Investi­
tionsklimas" angesehen.

STAATSFINANZEN 
V oraussetzung für eine gesunde W ährung sind 
gesunde, ausgeglichene Staatsfinanzen. In dieser Er­
kenntnis hatte  der Prebisch-Bericht die Beseitigung 
des in früheren Jahren chronischen Defizits des Staats­
haushaltes und ein straffes Sparprogramm empfohlen. 
Alle freiwerdenden Beam tenstellen — man schätzt 
sie auf 25 000 — sollen nicht w ieder besetzt werden. 
Für die an sich überzähligen 150 000 Staatsbeamten 
hatte allerdings auch Prebisch schon in seinem Bericht 
„wegen der sozialen Rückwirkungen einer eventuellen 
Entlassung" keine radikale Lösung zu empfehlen 
gewagt und daher ihre vorläufige W eiterbeschäftigung 
angeraten.
Der erste Haushaltsvoranschlag für 1956, der Ende 
1955 aufgestellt wurde, hatte  tatsächlich mit einer 
Summe von 23,3 Mrd. Pesos eine Ersparnis von rund 
einer M illiarde gegenüber dem Budget des Jahres 
1955 gebracht, was allgemein mit Beifall aufgenommen 
wurde. Der Ende Juni veröffentlichte berichtigte Vor­
anschlag sieht jedoch wesentlich anders aus. Von 
einer V erringerung ist keine Rede mehr. Die vor­
gesehenen Gesamtausgaben von 26,1 Mrd. Pesos 
liegen um 1,8 Mrd. über den Ausgaben des letzten 
Jahres und um 2,8 Mrd. über dem ersten Voranschlag. 
Die Einsparungen an nicht besetzten F reistellen werden 
durch die inzwischen erfolgte G ehaltserhöhung der 
Beamten und andere „nicht vorgesehene Ausgaben" 
mehr als wettgemacht. Die aufsteigende Linie der 
peronistischen Ä ra geht also auch auf diesem Gebiet 
weiter. Auch das Defizit hält an und erreicht mit 
8,3 Mrd. Pesos sogar Rekordhöhe für die letzten 
Jahre. W enn der Finanzminister auch dieser Tage 
erklärte, daß seine Deckung auf einem „nicht die 
Inflation fördernden" W ege erfolgen solle (nämlich 
durch Anleihen bei den staatlichen Pensionskassen und 
Banken über 7,0 Mrd. beziehungsweise 1,3 Mrd. Pesos), 
so kann sich ein unausgeglichener S taatshaushalt 
natürlich immer in eine direkte Inflationsgefahr ver­
wandeln. So dürfte z. B. für die Finanzierung des 
sozialen W ohnungsbau-Programms, das noch nicht in 
Angriff genommen w orden ist, kaum  ein  anderer 
W eg verbleiben als der über die Notenpresse.

INFLATIONSBEKÄMPFUNG 
Die Abwertung des argentinischen Pesos, die Ab­
schaffung des Systems m ultipler W echselkurse, die 
Einführung eines freien Devisenmarktes für den 
Zahlungsverkehr und einen vorläufig noch kleinen 
Sektor des A ußenhandels sowie die .Neuregelung des 
Außenhandels haben sidi, soweit sich bis heute über­
sehen läßt, ebenfalls bis zu einem gewissen Grade 
bewährt. Es ist der Regierung gelungen, durch die 
Schaffung des N ationalen W iederaufbau-Fonds und 
die Subventionierung wichtiger Lebensmittel einer­
seits und die Einführung einer scharfen, allerdings 
stark  um strittenen Preiskontrolle andererseits die 
normalen Rückschläge der Abwertung auf das in­
ländische Preisgefüge in verhältnism äßig engen Gren­
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zen zu  halten, A udi hat sidi die Reorganisation des 
A ußenhandels mit den Einfuhren über die sogenann­
ten  „ automatisdien Devisengenehmigungen" für eine 
R e ih e  von W aren und den Transaktionen eines Teils 
der Ein- und Ausfuhren über den freien Devisen­
m a rk t, wie sidi je tzt erkennen läßt, positiv für das 
W iedererstehen eines normalen M arktes ausgewirkt. 
A uch  ist der Geldumlauf bis Ende Juni, wie der neue 
Finanzm inister Dr. Blanco zu diesem Zeitpunkt 
erk lä rte , nidit über das normale, im Prebisdi-Plan als 
F o lg e  der Abwertung vorgesehene Maß hinaus an­
gestiegen. Die bereits im Februar zugestandene Lohn- 
und  Gehaltserhöhung um rund 10 Vo konnte durdi die 
Preisstop-V orsdiriften auf vielen Gebieten als Teue­
rungsfaktor ausgesdialtet werden. Die von Prebisdi 
als notwendig bezeidinete gleidizeitige Steigerung 
der Produktivität ist jedodi, wie wir durdi eine Rund­
frage in den w iditigsten W irtsdiaftszweigen fest­
s te llen  konnten, bislang nidit erreid it worden. Die 
G ewerksdiaften haben sidi dagegen mit der zehn- 
prozentigen Lohnerhöhung n id it zufriedengegeben 
und  haben inzwisdien neue Forderungen ange- 
m eldet, die w eitere Erhöhungen um 20—60 “/o vor­
sehen. Nadidem sidi die Regierung bislang in  allen

Fragen von geringerer Bedeutung der A rbeitersdiaft 
gegenüber meistens nadigiebig verhalten und audi 
sonst infolge ihrer nicht sehr starken Position un­
populäre Maßnahmen w eitgehend verm ieden hat, 
w ird es je tzt interessant sein zu beobaditen, ob sie 
sidi in Zukunft in  dieser H insidit unnadigiebig ver­
halten  oder eine w eitere Verwässerung der Prebisdi- 
sdien Grundsätze zulassen wird. Der latente Inflations- 
drudi ist jedenfalls nadi A nsidit neutraler Beobaditer 
nodi nidit beseitigt.
Die nädisten M onate werden also in Argentinien 
sidierlid i w eiterhin im Zeidien großer w irtsdiaftlidier 
Sdiw ierigkeiten stehen. Es w ird jetzt alles darauf 
ankommen, w ie w eit die Regierung in ihrem Pro­
gramm der Inflationsbekämpfung Erfolg haben wird 
und ob sie sid i dabei gegenüber der von Peron v er­
wöhnten A rbeitersdiaft audi in der Lohnfrage durdi- 
setzen kann. Für die Entspannung der Zahlungs­
bilanz w ird dagegen der Ausgang der K reditverhand­
lungen in Europa und den USA von entsdieidender 
Bedeutung sein. Auf lange Sidit w ird der argenti­
nisdien W irtsdiaft jedodi von allen neutralen  Be- 
obaditern w egen ihrer vielen nodi nidit ersdilosse- 
nen M öglidikeiten eine große Zukunft vorausgesagt.

Die Nachkriegsentwicklung der mitteldeutschen 
Glas- und keramischen Industrie

Von einem Korrespondenten

J enaer Glas, der Christbaumsdimudi aus dem Thü­
ringer W ald und die kunstvollen Erzeugnisse der 

M eißener Porzellan-M anufaktur sind im W esten audi 
heu te nodi wohlbekannte Begriffe. Diese W ertsdiät- 
zung der Glas- und keram isdien W aren aus Thü­
ringen, Sadisen und Brandenburg hat ihre Ursadie 
in  dem immer nodi hohen Leistungsvermögen dieser 
Industrien, die einst W eltgeltung besaßen. Und übri­
gens wird audi die Erinnerung an diese W aren im 
W esten w adigehalten durdi die Flüditlinge, die ihre 
Betriebe in der Bundesrepublik neu aufbauten.
V or dem Kriege stand die deutsdie Glas-, Ton- und 
Porzellanwarenproduktion in  der W e lt ' an zweiter 
Stelle. 1938 lieferte Deutsdiland etwa 18 Vo der W elt­
ausfuhr an Ton- und Porzellanerzeugnissen; bei den 
Glaswaren waren es sogar fast 30 Vo. Ein beträdit- 
lid ier Teil dieser Exporte kam aus M itteldeutsdiland. 
70 Vo aller deutsdien Hohlglasbetriebe hatten  ihren 
Standort 1939 in Thüringen und in  der Lausitz, wäh­
rend  Fladiglas allerdings zu 80 Vo im W esten Deutsdi- 
lands hergestellt wurde. A udi in  der Porzellanindu­
strie  war der Produktions- und Exportanteil Mittel- 
deutsdilands bedeutend; 27Vo der in  dieser Industrie 
Besdiäftigten arbeiteten im Gebiet der heutigen DDR, 
vor allem in Thüringen. Bei den ebenfalls export­
orientierten Kadielfabriken belief sid i der Anteil 
Sadisens (Meißen), Thüringens und Medclenburgs 
(Boizenburg) sogar auf 41 Vo der gesam tdeutsdien 
Ziffer. Diese w iditigen Industriezweige M itteldeutsdi- 
lands haben sdiwere Jah re  hinter sidi.

KRIEGSEINWIRKUNGEN UND DEMONTAGEN 
W ährend des Krieges wurden n id it wenige M ittel­
betriebe auf Rüstungsaufgaben um gestellt und in  die 
elektrotedinisdien und feinm edianisdi-optisdien Fer­
tigungsprogramme eingesdialtet; meist arbeiten sie 
nodi heute auf den neuen Gebieten. Sie gingen damit 
der Glas- und keram isdien Industrie verloren. 
Anderen Betrieben wurden die für die Rüstungs­
industrie geeigneten M asdiinen und die Fadiarbeiter 
entzogen; audi wurden die Rohstoff- und Kohlen­
kontingente immer rücksiditsloser gedrosselt, so daß 
z. B. die Produktion der N iederlausitzer Hohlglas­
w erke nodi vor dem Einmarsdi der Russen völlig zum 
Erliegen kam.
Die' K riegssdiäden infolge Kampfhandlungen und 
Luftbombardements hielten sidi in erträglidien Gren­
zen. In Thüringen beliefen sidi die Sdiäden auf 
kaum 15 Vo der Anlagewerte. Gewiß wurden einzelne 
Betriebe, wie das W erk Senftenberg der Pfänner Glas­
hütte, stark  in  M itleidensdiaft gezogen. In der 
M eißener Porzellan-M anufaktur hingegen w aren die 
Sdiäden gering und bereits 1947 zu 80 Vo beseitigt. 
Für die Industrie erwies sidi ihre S tandortverteilung 
auf kleine Städte und Landgemeinden als vorteilhaft. 
B eträditlidier w aren die Demontageverluste. So 
w urden die Einriditungen der Jenaer Glaswerke 
Sdiott und Gen. zu 100 Vo demontiert. Jena blieb nidit 
das einzige Opfer. M itte 1946 besaß kein W erk der 
Ostzone mehr m asdiinelle Anlagen zur Herstellung 
von Gußglas. Die Meißener Porzellan-M anufaktur
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